
Nach dem Treffen zwischen An-
gela Merkel und Wladimir Pu-
tin an diesem Sonnabend auf 

Schloss Meseberg nördlich von Berlin 
ist keine Pressekonferenz geplant. Das 
kann zwei Gründe haben: Entweder es 
gibt nichts zu besprechen. Aber dann 
hätte man sich die Mühe sparen können. 
Und »Übereinstimmung darin, uneins 
zu sein«, das ist ja bei anderen Gelegen-
heiten auch eine Mitteilung wert, 20 Mi-
nuten später hätte man es hinter sich. 
Es wäre zwar nichts Neues, der Nach-
richtenwert wäre insofern gering, aber 
am Samstag abend ist ja so viel sonst 
auch nicht los. In die Tagesthemen käme 
man damit schon. Oder es geht darum, 
Probleme zu diskutieren, mit denen die 
Beteiligten noch nicht an die Öffentlich-
keit gehen wollen.

In diese Richtung geht die Vorab-
kommentierung des Treffens durch die 
angelsächsische Presse, angefangen mit 
der New York Times. Die hatte schon am 
Montag geunkt, die Politik von US-Prä-
sident Donald Trump in Sachen Zölle 
und Sanktionen treibe Deutschland an 
die Seite Russlands. Das dürfte über-
spitzt formuliert und einstweilen weit 
von den Tatsachen entfernt sein, aber 
tatsächlich stellt sich mit Trumps Poli-
tik für das BRD-Kapital die Frage, wie 
lange man den USA noch Folge leisten 
könne. In dem Maße, wie die zu erwar-
tenden Einbußen – erst beim Russland-
geschäft, dann bei dem mit Iran – im 
Vergleich zu dem Gewinn aus der Bünd-
nistreue wachsen, schwindet die Grund-
lage dafür, die US-Politik stillschwei-
gend, wenn auch zähneknirschend, hin-
zunehmen.

Wenig Bewegung ist beim Thema 
Ukraine zu erwarten. Sowohl EU bzw. 
NATO als auch Russland machen die je-
weils andere Seite dafür verantwortlich, 
dass das Minsker Waffenstillstandsab-
kommen nach wie vor nicht eingehalten 
wird. Moskau erklärt, es sei ja gar nicht 
Partei der Vereinbarung, sondern nur 
Garantiemacht, es gebe also für Russ-
land an diesem Abkommen nichts ein-
zuhalten. Die westliche Seite verlangt 
von Russland, seine Unterstützung für 
die international nicht anerkannten 
Volksrepubliken des Donbass einzustel-
len. Putin hat unlängst erst öffentlich 
erklärt, dass davon keine Rede sein kön-
ne. Er fordert umgekehrt die westlichen 
Unterstützer Kiews auf, die ukrainische 
Regierung zu den in Minsk vereinbarten 
politischen Konzessionen an die Repu-
bliken zu bewegen.

Das wichtigste wirtschaftliche Thema 
von Deutschland und Russland betrifft 
die Ukraine allerdings indirekt: der Bau 

der Ostseepipeline »Nord Stream  2«. 
Die Kanzlerin hat zuletzt versucht, den 
von den USA angeführten und in Tei-
len der EU unterstützten Gegnern die-
ser Leitung eines ihrer Argumente zu 
nehmen: Sie verlangte eine russische 
Garantie dafür, weiter Gas durch die 
ukrainischen Leitungen zu pumpen und 
so Kiew dringend benötigte Einnah-
men zu verschaffen. Russland hat sich, 
nachdem es zunächst die zweite Ost-
seepipeline damit begründet hatte, den 
Transit durch die Ukraine überflüssig 
zu machen, nun zu Konzessionen bereit 
erklärt. Von Lieferungen im Umfang 
von etwa 20 Milliarden Kubikmetern 
pro Jahr war zuletzt die Rede – wenig 
im Vergleich zu den 110 Milliarden, die 
nach Fertigstellung der zweiten Pipeline 
allein über »Nord Stream« 1 und 2 flie-
ßen sollen. Die ukrainische Forderung, 
wieder so viel von dem Rohstoff wie vor 
20 Jahren, als die Ukraine noch alleini-
ges Transitland für russisches Gas war, 

über ihr Territorium zu transportieren, 
nämlich 140 Milliarden Kubikmeter pro 
Jahr, ist demgegenüber völlig unrealis-
tisch. Mehr, als dass überhaupt noch 
russisches Gas durch die Ukraine fließt, 
hat auch Merkel nie gefordert.

Für Russland ist die Beibehaltung des 
Transits durch die Ukraine eine politi-
sche Niederlage, auch wenn es sich die-
se Tatsache mit dem Verweis auf den an-
geblich ständig wachsenden Gasbedarf 
auf der Empfängerseite schönzurechnen 
sucht. Bedeutet dies doch, dass alljähr-
lich zwei bis drei Milliarden US-Dollar 
an ein explizit feindselig eingestelltes 
Nachbarland überwiesen werden müs-
sen – für eine Transitroute, die nach 
Darstellung Moskaus angesichts nord-
russischer Gaslagerstätten, aus denen 
der Rohstoff inzwischen kommt, einen 
Umweg von 2.000 Kilometern bedeutet.

Für die BRD wäre die Fertigstellung 
von »Nord Stream 2« eine Win-Win-Si-
tuation. Erstens bekäme die deutsche 

Industrie mit dem russischen Gas einen 
Rohstoff, der deutlich kostengünstiger 
ist als Flüssiggas aus den USA oder 
vom Persischen Golf. Da die Kapazität 
beider »Nord Stream«-Leitungen den 
deutschen Bedarf übersteigen würde, 
würde die BRD auch zu einem Gas-
umschlagsplatz für ganz Zentral- und 
Westeuropa mit den daran hängenden 
Geschäftsgelegenheiten.

Die Betreiber der Ostseepipeline ge-
ben sich derweilen unverdrossen. An-
stelle der ursprünglich geplanten Ver-
legung der Leitung östlich an der däni-
schen Insel Bornholm vorbei soll jetzt 
eine andere Route nördlich der Insel 
realisiert werden. Ihr Vorteil: Sie ver-
läuft durch Gewässer, in denen Däne-
mark den Bau nicht verhindern kann. 
Dass die Ausweichroute einige Dutzend 
Kilometer länger würde, erscheint den 
Betreibern angesichts des Investitions-
volumens von 9,5 Milliarden Euro ver-
tretbar.
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Misstrauisch beäugt

Eiskalte Populisten Zu Lust und Risiken des Kapitalverkehrs. Von Lucas Zeise

US-Presse warnt vor »deutsch-russischer Allianz«. Wladimir 
Putin zu Besuch bei Angela Merkel. Gespräche über Gastransit. 
Von Reinhard Lauterbach

Fast überall ist Deutschland im 
Wettbewerb der europäischen 
Nationen ganz vorn. Nur in 

einem hinkt unser Land Frankreich, 
Spanien und vor allem Italien hinter-
her. Es ist das Feld des Betriebes von 
Verkehrswegen. Die Autobahnen in 
Frankreich, Spanien und Italien wer-
den schon seit langem von Privatgesell-
schaften betrieben. Das ist effizient, 
wie wir von unzähligen neoliberalen 
Experten wissen, denn privat ist im-
mer besser als Staat. In Italien kostet 
die Fahrt vom Brenner bis Rom rund 
50 Euro Maut, klagt der Korrespon-
dent der FAZ für Italien, Matthias Rüb. 
Im selben Artikel unter der Überschrift 
»Kein Fachmann« hält Rüb dem italie-
nischen Infrastrukturminister Danilo 
Toninelli vor, er habe, ohne Fachmann 
zu sein, die Schuld für den Zusammen-
bruch der Autobahnbrücke in Genua 
sofort der Betreibergesellschaft »Auto-
strade« und deren börsennotierter 

Mutter »Atlantia« zugeschoben. In 
Deutschland sind Verkehrsminister 
seit jeher ausgewiesene Fachleute im 
Verkehrswesen, und Rüb selbst, der 
evangelische Theologie, 
Philosophie und Ge-
schichte studiert hat, ist 
natürlich ein Fachmann 
für italienische Verhält-
nisse. Rüb allerdings ist 
angenehm sachlich, ver-
glichen mit Hans-Jürgen 
Schlamp von Spiegel 
online. Er schreibt: 
»Noch sind nicht alle 
Toten des Brückenun-
glücks von Genua iden-
tifiziert. Doch Italiens 
Populisten kalkulieren 
bereits kalt – und überbieten sich mit 
Schuldzuweisungen, Drohungen und 
großspurigen Vorhaben.« Die italie-
nische Regierung wagt es tatsächlich, 
die Betreiberfirma für den Zusammen-

bruch des Betriebes, für die damit 
verbundenen Todesopfer, die vielen 
Verletzten und den wirtschaftlichen 
Schaden zur Verantwortung zu ziehen. 

Toninelli hat wie die 
meisten Politiker Jura 
studiert. Entsprechend 
spitzfindig sein Räson-
nement, dass der für 
eine Sache Verantwort-
liche auch schuld ist, 
wenn etwas schief geht. 
Eiskaltes Kalkül ist es 
aber, auch nur zu er-
wägen, dass die Lizenz 
zum Betrieb der Auto-
bahnen auch entzogen 
werden kann.

Nicht auszudenken, 
was das hieße! Atlantia hatte laut Zwi-
schenbilanz im ersten Halbjahr 2018 
Einnahmen von 2,9 Milliarden Euro, 
davon zwei Drittel aus dem Betrieb der 
italienischen Autobahnen. Der Rein-

gewinn des Konzerns betrug 531 Millio-
nen Euro, weit mehr als das Doppelte 
der 207 Millionen Euro, die in dieser 
Zeit in den Erhalt seiner von ihm betrie-
benen Autobahnen investiert wurden.

Empört sich die deutsche Presse 
aus Mitgefühl für die Aktionäre der 
Firma Atlantia, darunter als Gründer 
die Familie Benetton? Nein, ihr liegen 
auch die Interessen deutscher Banken 
und Versicherungen, deren Aktionären 
und deren Regierung am Herzen. Bei 
der Privatisierung der Straßen soll 
Deutschland endlich Italien nacheifern. 
Dazu haben ja die Lichtgestalten der 
vergangenen Berliner Regierung Mer-
kel, Gabriel, Dobrindt und Schäuble 
vor einem Jahr Bundestag und Bundes-
rat veranlasst, mit Zweidrittelmehrheit 
das Grundgesetz zu ändern. Und nun, 
da wir endlich bald so fortschrittliche 
Verhältnisse wie in Italien haben, zie-
hen dessen Populisten eiskalt aus tragi-
schen Unglücken Konsequenzen.

Freundschaft – zumindest wenn es um russisches Gas geht: Die Kanzlerin und der Präsident Russlands (Sotschi, 18. Mai)
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Schiffahrtskonzern 
Maersk macht Verluste
Kopenhagen. Der weltgrößte  
Containerschiffahrtskonzern 
A. P. Møller-Mærsk Group macht 
unter dem Strich Verluste. Wie 
die dänische Reederei am Freitag 
mitteilte, erzielte sie zwar im 
ersten Halbjahr einen Gewinn 
in Höhe von 2,79 Milliarden 
US-Dollar. Rechnet man jedoch 
Verkaufserlöse, etwa durch 
die Veräußerung der Ölsparte, 
heraus, verzeichneten die ver-
bleibenden Geschäftsbereiche 
einen Verlust von 305 Millionen 
US-Dollar. Dafür verantwort-
lich seien unter anderem hohe 
Treibstoffpreise. Nichtsdestotrotz 
erwarteten die Manager für den 
Rest des Jahres eine »Verbesse-
rung unserer Profitabilität durch 
niedrigere Stückkosten und höhe-
re Frachtraten«, erklärte Unter-
nehmenschef Søren Skou.
  (dpa/jW)

Amazon hat Interesse 
an US-Kinokette
New York. Der US-Internethändler 
Amazon erwägt einem Medien-
bericht zufolge den Kauf der 
US-Kinokette »Landmark Thea-
tres«. Wie die Nachrichtenagen-
tur Bloomberg am Donnerstag 
(Ortszeit) berichtete, befindet 
sich der Konzern in Gesprächen 
mit der Gesellschaft der beiden 
Milliardäre Mark Cuban und 
Todd Wagner, denen die Kette 
gehört. »Landmark Theatres« be-
treibt mehr als 50 Kinosäle, unter 
andrem in New York, Chicago, 
Los Angeles und San Francisco. 
 (AFP/jW)

Rheinmetall erhält 
Milliardenauftrag
Düsseldorf. Der deutsche Rüs-
tungskonzern Rheinmetall AG 
hat einen Milliardenauftrag zur 
Lieferung von 211 Radpanzern 
vom Typ »Boxer« an die aus-
tralische Armee erhalten. Der 
Premierminister des Landes, 
Malcolm Turnbull, habe den ent-
sprechenden Vertrag mit einem 
Auftragsvolumen in Höhe von 
3,3 Milliarden Australischen 
Dollar (2,1 Milliarden Euro) 
unterzeichnet, teilte Rheinmetall 
am Freitag mit. Die Bestellung 
sei der größte Einzelauftrag der 
jüngeren Firmengeschichte. 
  (dpa/jW)
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Naziverherrlichung 
stoppen

Der Aufmarsch zur Huldigung des 
Hitler-Stellvertreters Rudolf Heß 
am Samstag in Berlin provoziert 
eine entschlossene antifaschisti-

sche Antwort. junge Welt berichtet

MAURIZIO GAMBARINI/DPA

Lesen Sie in der 
jW-Montagausgabe:


